Gemeinderatssitzung

27. 9. 07; GA; 19:00 Uhr

1. Feststellung der Beschlussfähigkeit und Genehmigung der Tagesordnung

Entschuldigt: Krakowitzer (GRÜNE), Rott (SPÖ), Heissig (ÖVP), Richter (SPÖ), Knoll ab TOP 12

Nicht Entschuldigt: Stockenhuber

Anwesend: 19 (bzw. 18)

2. Genehmigung des Protokolls der 19. Sitzung des Gemeinderates vom 14. Juni 2007

Keine Einwände

3. Bericht des Bürgermeisters

a. Vergleich Mittenecker/Hort: Einem Hortkind wurde ein Teil eines Zahns ausgeschlagen (Unfall). Die Familie hat auf Schadenersatz geklagt, der Rechtsbeistand hat zu einem Vergleich geraten. Die Familie und das Gericht haben den Vergleich akzeptiert.

4. Bericht des Prüfungsausschusses

Kamauf (SPÖ) berichtet von der Sitzung am 1. 8. 07. Themen waren Reinigungsarbeiten nach Unwetter, Wasserzählerablesung, Wasserversorgungsanlage Instandhaltung, Als einzige Empfehlung findet er, dass die Wasserschieber in regelmäßigen Intervallen bewegt und überprüft werden sollten. 

5. Stellungnahmen zum Bericht des Prüfungsausschusses

Bürgermeister Jellinek sieht keinen Handlungsbedarf.

6. Kenntnisnahme des Berichts zur Gebarungseinschau vom 10. Juli 2007

Das Land hat eine Gebarungseinschau durchgeführt und erwartet einen Maßnahmenbericht der Gemeinde dazu. Die Einschau umfasste hauptsächlich die Gebarung der Haushaltsjahre 2006 und 2007 bis zum Einschauzeitpunkt. Gem. § 89 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 hat der Bürgermeister das Ergebnis der Überprüfung dem Gemeinderat vorzulegen. In dieser Sitzung werden die vielen Vorschläge zu den Gebührenerhöhungen noch nicht abgehandelt. 
GGR Sobotka (ÖVP) stellt den Antrag, auf die Verlesung zu verzichten. 
· Lamers (GRÜNE) fragt nach, ob das bedeutet, dass überhaupt keine Information der Bevölkerung erfolgen sollte. 
· Cech (ÖVP) sagt zu, dass der Bericht auf der homepage veröffentlicht werde. 

Abstimmung: 17 - 0 - 2 (Ecker, Kamauf), von der Verlesung wird Abstand genommen.

Nach der Abstimmung scheint die ÖVP trotzdem keinen eigenen Bericht vorbereitet zu haben und Lamers verliest die von ihm zusammengefassten Punkte, um damit die Öffentlichkeit zu informieren. 

Folgende Kritikpunkte wurden beanstandet: 

· Das Land stellt fest: Es soll regelmäßig geprüft werden, dass die Girokonten optimale Zinsen abwerfen. 

· Es sollen keine Blankoschecks des Bürgermeisters vorliegen (wobei zu deren Gültigkeit sowieso eine zweite Unterschrift des Amtsleiters erfolgen musste). Diese Praxis gab es in ganz NÖ, nach einem Problem in einer Gemeinde wird das nicht mehr gestattet. 

· Zum Rechnungsabschluss soll ein zusätzliches Verzeichnis beigelegt werden.

· Die NÖ LR hat aufgedeckt, dass einige Ausgaben (Straßenbau, Wasserversorgung Instandhaltung und Transportkosten Biomüll) nicht durch Beschlüsse gedeckt waren (auch nicht durch Nachtragsvoranschläge). 

· Die Badbenützungsgebühren sollen regelmäßig valorisiert werden. Das Defizit 2007 wird ca. 80.000 e betragen.

· Die Gebühren der Mehrzweckhalle wurden das letzte Mal 1997 erhöht und sollen valorisiert werden. Das Defizit beträgt ca. 20.000 € im Jahr 2007. 

· Im Hort gibt es ein Defizit von 167.000 e im Jahr 2007, daher schlägt das Land eine massive Verteuerung vor. 

· Die Betriebskosten der Schulwartwohnung sollen der Schulwartin verrechnet werden (980 e). 

· Die Wassergebühren wurden bereits erhöht, wodurch das Defizit von 170.000 € auf 11.000 € sinken wird. Zukünftig ist in die Ausgaben auch der Verwaltungsaufwand einzubeziehen. 

· Valorisierung der Einheitssätze für die Kanaleinmündungsgebühr wird vorgeschlagen.

· Das Land kritisiert heftig, dass beim Kauf des Gewerbehofes auf die Rücklage der Abwasserbeseitigung zurückgegriffen wurde. Die 2001 entnommene zweckgebundene Summe muss vom Gewerbehof wieder zurückbezahlt werden. 

· Die Abfallwirtschaft scheint im Griff zu sein, allerdings muss auch hier der Sachaufwand eingerechnet werden. 

· Die freiwilligen Leistungen (Subventionen) kommen dem Land viel zu hoch vor. Es wird empfohlen insgesamt auf 10 € pro Einwohner pro Jahr zurückzugehen. Dieses Jahr werden insgesamt ca. 90.000 € ausgegeben, der Vorschlag des Landes würde eine Reduktion auf ca. 45.000 € bedeuten. 

· Die Darlehensaufnahmen für Straßenbau und Hochwasserschutz sollen unterbleiben. 

· Lamers kritisiert das Land, dass es vor allem eine einnahmenseitige Sanierung empfiehlt. Die GRÜNEN hoffen, dass nicht allen dieser Vorschläge nachgegeben wird und dass auch Einsparungsmaßnahmen getroffen werden. 

· Nach Lamers ergreift Kamauf das Wort und meint, dass er das nicht so genau wie Lamers vorbereitet habe und ergänzt nur um einige kleinere Punkte. 

· Bgm. Jellinek meint, dass das Budget kein Sanierungsfall sei (und widerspricht damit dem Land). Er meint, dass die vom Land empfohlenen Einsparungen bei den Subventionen bewusst nicht gemacht werden. Jellinek berichtet weiters, dass das Land die Wassergebühren der Gemeinde nachgerechnet hätte und auf noch höhere Wassergebühren gekommen wäre. 

· Kamauf meint, dass die SPÖ bei den Gebührenerhöhungen nicht mitgehen würde, wenn nicht auch Einsparungen erfolgen.

· Cech sieht Parallelwelten, da die SPÖ alle Budgets der letzten Jahre mitgetragen hat und auch im Prüfungsausschuss und im Finanzausschuss konstruktiv mitarbeitet. Daher ist die gespielte Überraschung nicht verständlich.
Der Bericht wird ohne Abstimmung zur Kenntnis genommen.
7. 2. Nachtragsvoranschlag 2007

Der 2. Nachtragsvoranschlag wird von GGR Sobotka schwerpunktmäßig erläutert. Die Notwendigkeit zur Erstellung dieses 2. Nachtragsvoranschlages war durch die höhere Darlehensaufnahme für die Wasserversorgung und den Kanalbau gegenüber dem 1. Nachtragsvoranschlag gegeben. 

Der ordentliche Haushalt erhöht sich einnahmen- und ausgabenseitig um € 234.900,-- auf eine Gesamtsumme von € 6.970.300,--. Der außerordentliche Haushalt verringert sich um € 92.200,-- auf € 472.100,--.

Die größten Brocken sind die Wasserbezugsgebühren mit € 110.000,-- durch den Mehrverbrauch der HLAG sowie einen witterungsbedingten Mehrverbrauch. Die Ertragsanteile die vom Bund angewiesen wurden erhöhen sich um € 100.000,--,

Bei den Ausgaben kommt es bei den gemeindeeigenen Gebäuden zu einer Ersparnis von € 17.800,-- bei den Heizkosten durch den milden Winter. Für die Instandhaltung der Gemeindestraßen sind Mehrkosten von € 40.000,-- aufzuwenden, ebenso für den Baumschnitt nach den Sturmschäden in der Höhe von € 13.000,--. Beim Stromverbrauch für die öffentliche Beleuchtung werden die Ausgaben um € 30.000,-- reduziert, da die Wien Energie die Gutschrift aus der Contracting Vereinbarung von 2003-2006 getätigt hat. Amtsleiter Dr. Fronz bestätigt, dass die Rückzahlung des Contractingprojekts auf die Anfrage von Lamers zurückgeht. 

Die Zuführungen an den ao. Haushalt erhöhen sich um € 31.700,-- auf € 120.000,--. Das Vorhaben Kanalbau (Abwasserentsorgung) erhöht sich einnahmen- und ausgabenseitig um € 69.000,-, hier sind die Neuanschlüsse und die Kosten für das Projekt Schwester-Alfons-Maria-Gasse berücksichtigt. Der Mehrbedarf wird durch die Erhöhung des Bankdarlehens um € 25.000,-- und Erhöhung der Zuführung aus dem OHH um € 44.000,-- abgedeckt.
Die Personalkosten werden am Jahresende € 1.562.000,-- betragen. Der Schuldenstand reduziert sich gegenüber dem 1. Nachtragsvoranschlag um € 86.877,--, da weniger Darlehen aufgenommen werden. Das Maastricht-Ergebnis reduziert sich auf einen Überschuss um € 24.400,-- auf € 139.300,--.
· Lamers kritisiert die SPÖ, dass sie jahrelang ohne jede Veranlassung den Budgets zugestimmt hat. Es ist unklar, warum sie das getan hat und erst jetzt einen Zwergenaufstand probt. 

· Entsprechend verschwommen ist auch wieder die Reaktion der SPÖ. Kamauf sieht zwar den Nachtragsvoranschlag positiv, wird ihn aber trotzdem ablehnen. 

Abstimmung: 13 (ÖVP + Knoll) – 0 – 6 (SPÖ + GRÜNE), angenommen
8. Rückführung an Kanalrücklage

Im Zusammenhang mit der Finanzierung des Ankaufs der Liegenschaft Linzerstraße 89-91(Gewerbehof) wurde in der Gemeinderatsitzung vom 04.10.2001 – gegen die Stimmen der LISTE Gablitz – beschlossen, dass ein Anteil in der Höhe von € 145.345,66 aus der Kanalrücklage zur teilweisen Abdeckung des Kaufpreises verwendet wird. Dieser zweckgebundene Betrag sollte innerhalb von 3 bis 5 Jahren an die Kanalrücklage zurückgeführt werden. Das ist aber bis heute nicht geschehen. Im Zuge der Gebarungseinschau der Aufsichtbehörde wurde festgestellt, dass diese Rückführung ab sofort durchzuführen ist.
Die Gemeinde macht es sich dabei einfach und wird aus dem Posten „Gewerbehof“ jährlich ca. 14.500 € zurückzahlen. Dadurch steigt in diesem Posten das Defizit auf 35.000 €. Der Gewerbehof wird damit zum Dauerdefitzitposten für die nächsten 10 Jahre. 
Die GRÜNE Liste Gablitz stellt daher den Antrag, die Rückführung mit einer Erarbeitung eines Raumnutzungskonzepts zu verbinden. Offensichtlich hat sich die Gemeinde in den letzten Jahren beim Ankauf von Immobilien überhoben. Da der Gewerbehof selbst auch ein Defizitposten ist, sollte das Grundstück abgestoßen werden. Dabei könnten über eine Ausschreibung auch Kriterien, wie etwa ein öffentlicher Versammlungsraum, gefordert werden.
Der Wortlaut des Zusatzantrags:

Aus der Gebarungseinschau des Landes geht klar hervor, dass Gablitz in den letzten Jahren über seinen Verhältnissen gelebt hat. Mit diversen euphemistischen Attributen wurde Jahr für Jahr versucht uns das Budget als „gesund“, „stabil“ etc. zu verkaufen. Dadurch inspiriert, hat die Marktgemeinde Gablitz verschiedene Liegenschaften erworben ohne ein klares Nutzungskonzept dafür vorweisen zu können. Selbst die Erstellung eines derartigen Nutzungskonzepts wurde seitens ÖVP und SPÖ abgelehnt. 

Der Bericht des Landes zeigt auf, dass diese Praxis nicht mehr länger tragbar ist. 

Statt – wie in den Ausschüssen diskutiert – die Budgetsanierung einnahmenseitig zu betreiben, sollte der Bedarf sowie eine Kosten – Nutzen Rechnung aller Liegenschaften erstellt werden. Besonderes Augenmerk sollte dabei dem Gewerbehof gewidmet werden, da absehbar ist, dass der Gewerbehof auf die nächsten 10 Jahre ein jährlicher Defizitposten von ca. 30.000 € sein wird. 

Klares Ziel des Nutzungskonzepts soll dabei der Verkauf des Areals sein. Im Nutzungskonzept könnten auch Kriterien für die Ausschreibung des Gebäudes erarbeitet werden und dabei auf die Vorschläge des Dorferneuerungsvereins (Kommunikationszentrum, betreutes Wohnen etc.) eingegangen werden.

Ich stelle daher folgenden Zusatzantrag:

Die Gemeinde soll ein klares Raumnutzungskonzept für ihre Immobilien erstellen und dabei auch den Verkauf des Gewerbehofes prüfen. Darüber hinaus sollen auch, unter Einbeziehung des Dorferneuerungsvereins, Ausschreibungskriterien erarbeitet werden.

Nach der Verlesung verkündet Bgm. Jellinek eine 15-minütige Sitzungsunterbrechung. 

· Nach der Pause meint Jellinek, es sei fahrlässig Bauland der Gemeinde zu verkaufen. Er will es im Eigentum behalten. 

· Kamauf sieht in der Rückzahlung sowieso nur einen Budgettrick, da schlussendlich in jedem Fall die GemeindebürgerInnen dafür aufkommen müssten. Wenn veräußert wird, dann schlägt er die Blechhallen unterhalb des Gewerbehofs vor. 

· Haas lehnt den Verkauf ab, da wir ja den Ortskern beleben wollen und das Grundstück für die (rosige) Zukunft aufgehoben werden solle. 

· Lamers antwortet, dass die Zukunft jetzt beginnt und die Finanzlage der Gemeinde jetzt saniert werden müsse. Es ist völlig unklar, wann tatsächlich mit dieser Liegenschaft etwas geschehen sollte. Die Gemeinde hat weder jetzt noch in absehbarer Zukunft das Geld, um selbst etwas mit der Liegenschaft zu machen. Nicht einmal die dringende thermische Sanierung der Glashalle geht sich aus. 

Abstimmung des Zusatzantrags: 2 (Lamers, Knoll) – 17 (SPÖVP) – 0, abgelehnt
Abstimmung: 19 – 0 – 0, die Rückführung der Entnahme wird angenommen (da sie gesetzlich verpflichtend ist)
9. Darlehensaufnahme Wasserversorgung

Es ist für das Haushaltsjahr 2007 eine Darlehensaufnahme in der Höhe von € 50.000,-- für den Bereich Wasserversorgung (Projekt Schwester-Alfons-Maria-Gasse) notwendig. Folgende Bankinstitute wurden zur Anbotslegung eines 10-jährigen Kredits eingeladen: BAWAG/PSK, Erste Bank, Raiffeisenbank Wienerwald, Landeshypo NÖ, die Bank Austria - Creditanstalt und die Volksbank. Bestbieter ist die BAWAG/PSK mit einem Angebot von Euribor + 0,089% Aufschlag (Gesamtzinssatz 4,654%-13.8.07, keine Spesen).
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen
10. Darlehensaufnahme Abwasserentsorgung

Es ist für das Haushaltsjahr 2007 eine Darlehensaufnahme in der Höhe von € 100.000,-- für den Bereich Abwasserentsorgung (Projekt Schwester-Alfons-Maria-Gasse) notwendig. Es haben die gleichen Banken angeboten und auch hier war BAWAG/PSK Bestbieter.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, angenommen
11. Stellungnahmen zur Änderung des Flächenwidmungsplanes

Zum aufgelegten Flächenwidmungsplan gab es einige Einsprüche, jedoch wird keinem nachgegeben. 

· Die Familie Kraus hat seit jeher einen sehr breiten Grüngürtel zum Bach auf einer Parzelle. Sie bietet an (und das Land ist einverstanden) statt einem breiten drei schmälere Streifen auf allen drei Grundstücken von Kraus einzurichten. Da im jetzt vorgelegten Flächenwidmungsplan, das keine Änderung war wird das in einer der nächsten Änderungen umgesetzt. Dem Einspruch zu diesem Plan ist daher nicht Folge zu leisten.
Abstimmung: 19 – 0 – 0, der Einspruch wird abgelehnt
· Flächentausch Höbersbach: Anrainer haben sich gegen die Widmung gewehrt und wollten verhindern, dass an ihre Grundstücksgrenze gebaut werden kann.  Da der Brand aber das ökologisch wertvollere Grundstück ist (eine Parzelle zum Wald wird in Grünland zurückgewidmet) stimmen die GRÜNEN dem Flächentausch zu.

Abstimmung: 17 – 0 – 2 (Kamauf, Ecker), der Einspruch wird abgelehnt
· Kadletz beeinsprucht die Hofstelle Hochramalpe wegen Angst vor Geruchsbelästigung, die Verdichtung des Boden etc. Die Beweidung hat jedoch nichts unmittelbar mit der Hofstelle zu tun. Problematisch ist jedoch sehr wohl die Gefahr, dass die Hofstelle nur vorübergehend landwirtschaftlich genutzt werden könnte und in einigen Jahren nur mehr das Haus (als Wohnhaus im Grünland) genutzt wird. 
Die Hofstelle selbst ist nicht zu verhindern. Lamers möchte jedoch festgehalten haben, dass im Bauverfahren sehr wohl darauf geachtet werden muss, dass das Gebäude primär funktional der Landwirtschaft zu dienen hat. 
Diese Gefahr sieht auch Cech und schließt sich den Bedenken von Lamers an. 

Abstimmung: 13 – 3 (Lamers, Cech, Grossenberger) – 3 (Dundler, Kamauf, Ecker), der Einspruch wird abgelehnt
· Änderung Aufschließungszone Brand: Gegen die Verlängerung der Wagner Jauregg Gasse protestiert Herr Patak. Er argumentiert, dass strategische Umweltprüfung notwendig gewesen wäre und die Aufschließung des Brands von der Linzerstraße erfolgen solle.
Lamers gibt zu, dass das Grundstück prinzipiell als Baufläche gewidmet ist, allerdings sollte die Verbauung erst erfolgen, wenn eine komplette Neuparzellierung des Brand vorliegt und die Vorrangflächen (also an der B1) prioritär verbaut werden. Wenn der Brand parzelliert wird, muss er zunächst kommassiert werden (also alle Parzellen werden zusammengelegt und nach Abzug der Straße neu aufgeteilt. Durch die Aufschließung der obersten 5 Grundstücke wird der Wert dieser Grundstücke nicht in den Gesamttopf eingebracht.
Abstimmung: 18 – 1 (Lamers) – 0, der Einspruch wird abgelehnt
12. Vergabe: Straßenunterbau Sr. Alfons-Maria-Gasse

Im Zuge der Herstellung der Straßeneinbauten in der neu errichteten Schwester Alfons-Maria-Gasse soll der Straßenunterbau als vorläufige provisorische Fahrbahn miterrichtet werden. Dafür liegt von der ausführenden Baufirma Rauner ein schriftliches Zusatzangebot vom 29.08.2007 vor. Die Kosten für den Straßenunterbau betragen insgesamt € 33.936,-- inkl. 20 % MWSt. Der Preis für die Frostschutzschicht der Fahrbahn liegt unter dem Preis der entsprechenden Position aus dem Hauptanbot der Firma Pittel & Brausewetter. 

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
13. Grundgrenzüberbauung Wohlmuthgasse 8

Die öffentliche Straße ist vor 30 Jahren entgegen der Vermessung auf Privatgrund erbaut worden. Insgesamt wurden dadurch 31 m² Privatgrund in Anspruch genommen. Der Grundeigentümer verlangt jetzt 180 €/m² (das ist der Preis zu dem die Gemeinde Baugrund kauft und verkauft). Eine Verlegung der Straße ist natürlich aufgrund der Verbauung nicht mehr möglich. 
Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
14. Vermietungen Blechhalle

· Culinarium Gablitz: Frau Petra Svetlik ist an die Marktgemeinde Gablitz herangetreten, um eine Fläche von 60 m² in der Blechhalle (unterhalb Gewerbehof) zu mieten. Als Miete wird monatlich € 2,50/m² zzgl. Ust sowie ein Betriebskostenanteil von € 0,30/m² zzgl. Ust, verlangt was insgesamt einen Betrag von monatlich € 168,-- zzgl. 20 % Ust ergibt.

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
· Thomas Wigger: Herr Thomas Wigger ist an die Marktgemeinde Gablitz herangetreten, um eine 12 m² große Fläche als Lagerabteil in der Blechhalle zu mieten. Der Mietzins beträgt monatlich € 33,60.

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
15. Subventionsansuchen

· Gerta Schäffler: Frau Schäffler ersucht im Nachhinein eine Subvention der Hallenmiete für die Glashalle in der Höhe von brutto € 360,--. Da Schäffler jedoch damit eine Verkaufsausstellung und nicht eine kulturelle Veranstaltung geplant hatte, wird die Subvention abgelehnt. 
Abstimmung: 17 – 0 – 1 (Cech), angenommen
· Musikverein: Der Gablitzer Musikverein hat um Übernahme der Bruttohallenmiete in der Höhe von € 479,63 und der kostenlosen Beistellung von Mülltonnen für das „Oktoberfest“ angesucht. 

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
16. Ansuchen um Billigkeit (Nachsichtsansuchen)

· Zaludek/Mattes: Eine überhöhte Wassergebühr wird beeinsprucht. Der Antragsteller geht von Fremdverschulden aus da der Wasserhahn von außen zugänglich ist. Der Verbrauch betrug 2006 465 m³ (im Vergleich zum Vorjahr mit 15 m³). Die Gemeinde will nur eine verzinste Ratenzahlung gewähren da kein Fremdverschulden nachgewiesen werden konnte. Das Billigkeitsansuchen (also der Verkauf zum Selbstkostenpreis) wird daher abgelehnt.
Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
· Elfriede Glaser: Hoher Wasserverbrauch aufgrund eines defekten Ventils (Mehrverbrauch 250 m³ im Jahr 2006). Das müsste eigentlich die Haushaltsversicherung decken. Das Billigkeitsansuchen wird daher ebenfalls abgelehnt.
Abstimmung: 17 – 0 – 1 (Ecker), angenommen
17. Wohnungsvergabe

In seiner letzten Sitzung, am 14. Juni 2007 hat der Gemeinderat die Vergabe der Wohnung Hauptstraße 35/3 an Frau Sandra Bock und die Vergabe der Wohnung Hauptstraße 35/4 an Frau Claudia Rydl beschlossen. Beide Wohnungen waren bislang nicht zu beziehen, da massive Feuchtigkeitsschäden sowie teilweise Schimmelbildung zu beheben sind. Frau Sandra Bock hat deshalb auf die Übernahme der Wohnung verzichtet und ersucht, ihrer Cousine, Frau Claudia Rydl, diese Wohnung zuzuteilen. Die andere Wohnung bleibt frei.

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
18. Resolution für „Fair Trade“

Nachdem das Europaparlament, der österreichische Nationalrat und auch die NÖ Landesregierung das Prinzip des fairen Handels empfehlen und entsprechende Beschlüsse gefasst haben, traut sich auch Gablitz eine derartige Resolution zu beschließen. In einer (sehr weichen) Resolution wird kundgetan, bei der Beschaffung „fair trade“ Produkte zu bevorzugen. Schade, dass wir derartige Initiativen nicht bereits unterstützen bevor ganz Europa auf den Zug aufgesprungen ist.
· Lamers freut sich über den Anfang hofft aber, dass auch weitere ökologische Beschaffungskriterien (Bio, etc.) ins Beschaffungshandbuch aufgenommen werden. Als Orientierungshilfe wird er das „Buch der 7 Siegel“ der Gemeinde mitbringen.

Abstimmung: 18 – 0 – 0, angenommen
Ende des öffentlichen Teils: ca. 21:30
